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Antrag der Provisorischen Regierung 
der Deutschen Demokratischen Republik
Die Provisorische Volkskammer wolle beschließen:

Gesetz
Uber die Wahlen zur Volkskammer, zu den Landtagen, 

Kreistagen und Gemeindevertretungen 
in der Deutschen Demokratischen Republik 

am 15. Oktober 1950
Vom ..................................................... 1950

Die Gründung der Deutschen Demokratischen Republik 
am 7. Oktober 1949 war ein Akt von geschichtlicher Be
deutung für das ganze deutsche Volk und darüber hin
aus für ganz Europa. Zum ersten Male in der Geschichte 
Deutschlands wurde ein Staat geschaffen, der dem Frie
den und dem Wohle des schaffenden Volkes dient und 
auf einer demokratischen Ordnung beruht. Seine Grün
dung wurde möglich, weil die Sowjetarmee die Hitler
herrschaft vernichtet hatte und die Sowjetregierung 
durch ihre Besatzungsorgane die demokratische Umge
staltung Deutschlands förderte und schützte. In der frü
heren sowjetischen Besatzungszone konnte das deutsche 
Volk in Landwirtschaft und Industrie, im Staats- und 
Kulturleben große demokratische Reformen durchführen. 
So entstand die antifaschistisch-demokratische Ordnung. 
Ihr Staat ist die Deutsche Demokratische Republik.

Eine durchaus andere Entwicklung erzwangen die im
perialistischen Westmächte in ihrem Besatzungsbereich. 
Sie brachten der deutschen Bevölkerung nationale Ent
mündigung, politische Knechtung, wirtschaftliche Drosse
lung und kulturellen Verfall. Sie stützten sich dabei auf 
die reaktionären Kräfte des deutschen Imperialismus. 
Die imperialistischen Westmächte brachen das Pots
damer Abkommen, spalteten Deutschland und bildeten 
aus den losgetrennten Gebieten einen halbkolonialen 
Separatstaat. Seine wahre Verfassung ist das Besatzungs
statut, seine wahre Regierung sind die Hohen Kommis
sare, sein allmächtiger Präsident ist der Amerikaner 
McCloy. Unter seinem Kommando wird Westdeutsch
land zum Rüstungsarsenal und Aufmarschgebiet für den 
amerikanischen Krieg gegen die Deutsche Demokrati
sche Republik, die volksdemokratischen Länder und die 
Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken gemacht. 
In Westdeutschland ist aus der Besatzung eine halb
koloniale Herrschaft imperialistischer Eroberer geworden.

Der von' den imperialistischen Westmächten herbeige
führte nationale Notstand machte es dem Deutschen 
Volksrat zur Pflicht, die Lebensrechte der deutschen Na
tion zu wahren. Mit diesem Ziel setzte der Deutsche 
Volksrat am 7. Oktober 1949 die unter Mitarbeit des 
ganzen Volkes geschaffene und vom Deutschen Volks
kongreß gebilligte Verfassung der Deutschen Demokrati
schen Republik in Kraft. Gemäß der Verfassung kon
stituierte er sich als Provisorische Volkskammer, wobei 
er gleichzeitig den Beschluß faßte, am 15. Oktober 1950 
allgemeine Wahlen durchzuführen.

Nach Artikel 51 und 109 der Verfassung der Deutschen 
Demokratischen Republik sind die Abgeordneten in all
gemeiner, gleicher, unmittelbarer und geheimer Wahl 
nach den Grundsätzen des Verhältniswahlrechts zu wäh
len. Vereinigungen, die die demokratische Gestaltung 
des öffentlichen Lebens auf der Grundlage der Verfas
sung satzungsgemäß erstreben und deren Organe durch 
ihre Mitglieder bestimmt werden, sind nach Artikel 13 
der Verfassung berechtigt,Wahlvorschläge für die Volks
vertretungen einzureichen. Diese Vereinigungen haben 
also auch das verfassungsmäßige Recht, ihre Wahlvor
schläge gemeinsam aufzustellen.

Aus nationaler Verantwortung und zur Sicherung des 
Aufbauwerkes der Republik hat der Block der anti
faschistisch-demokratischen Parteien und Organisationen 
von seinem verfassungsmäßigen Recht Gebrauch gemacht 
und beschlossen, die Wahlen auf der Grundlage eines 
gemeinsamen Wahlprogramms mit gemeinsamen Kandi
datenlisten der Nationalen Front des demokratischen 
Deutschland durchzuführen. Frei von kleinlichem Hader 
eigensüchtiger Interessengruppen werden die Wahlen 
am 15. Oktober 1950 so zu wahrhaft freien Volkswahlen.

Die Wahlberechtigten unserer Republik werden am
15. Oktober 1950 zur Stellungnahme zu den Grundfragen 
der deutschen Nation aufgerufen, für 

Sicherung des Friedens, 
demokratische Einheit Deutschlands,
Friedensvertrag mit ganz Deutschland und Abzug der 
Besatzungstruppen,
demokratischen Aufbau einer unabhängigen deut
schen Friedenswirtschaft,
Verbesserung der Lebensverhältnisse der Bevölke
rung aus eigener Kraft,
Ausbau und Festigung der demokratischen Ordnung, 
Wahrung und Entfaltung der deutschen Kultur.

In Westdeutschland haben die imperialistischen Be
satzungsmächte mit Besatzungsstatut und Sicherheitsbe
hörde, mit Ruhrstatut und Schuman-Plan dem deutschen 
Volke die Möglichkeit genommen, über die Grundfragen 
seiner nationalen Existenz selbst zu entscheiden. Die 
Diktatur der imperialistischen Besatzungsmächte hat dort 
dem deutschen Volke das Recht geraubt, sich frei von 
Furcht und Sorge zum Frieden, zur nationalen Unab
hängigkeit und echten Demokratie zu bekennen. So 
werden die Wähler in der Deutschen Demokratischen 
Republik am 15. Oktober ihre Stimme auch für ihre Brü
der und Schwestern in Westdeutschland erheben. Die 
Wahlen werden damit zu einem Gelöbnis aller demo
kratischen und patriotischen Kräfte, nicht eher zu ruhen, 
bis ganz Deutschland einig und frei zu einem Vaterlande 
des Friedens und der Demokratie geworden ist.

Erfüllt von der Zuversicht in den Sieg der Nationalen 
Front des demokratischen Deutschland, im Vertrauen 
auf eine glückliche Zukunft unseres Volkes hat die 
Provisorische Volkskammer in Durchführung des Arti
kels 53 der Verfassung folgendes Gesetz beschlossen:

I. Tag der Wahlen

§ 1
Die allgemeine, gleiche, unmittelbare und geheime 

Wahl zur Volkskammer, zu den Landtagen, Kreistagen 
und Gemeindevertretungen wird am 15. Oktober 1950 
nach den Grundsätzen des Verhältniswahlrechts in einem 
Wahlakt durchgeführt.

II. Zusammensetzung der Vertretungskörperschaften 

§ 2
(1) Für die Volkskammer werden 400 Abgeordnete 

gewählt.
(2) Für den Landtag werden gewählt:

120 Abgeordnete in Sachsen 
110 Abgeordnete in Sachsen-Anhalt 
100 Abgeordnete in Thüringen 
100 Abgeordnete in Brandenburg 
90 Abgeordnete in Mecklenburg

(3) Für die Kreistage werden gewählt in Kreisen mit 
einer Bevölkerungszahl

bis zu 50 000 Einwohnern 30 Abgeordnete, 
bis zu 70 000 Einwohnern 40 Abgeordnete, 
bis zu 100 000 Einwohnern 50 Abgeordnete.
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